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Florian Streibl (FW): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Beide 

Anträge sind ehrenwert, nur haben auch wir damit unsere Probleme. Der Internetzugang wäre 

von der Idee her interessant. Das wäre sicherlich ein Baustein auf dem Weg zur 

Resozialisierung. Wir können uns aber nicht genau vorstellen, wie das in der Praxis genau 

ausschauen und ablaufen soll. Hier bräuchte man zunächst ein Konzept, in dessen Rahmen 

man aufzeigt, wie das funktionieren soll. Wir halten es für sinnvoll, einen Onlinezugang zu 

schaffen, der jemandem Fortbildung ermöglicht, damit er besser in die Gesellschaft integriert 

werden kann. Etwas Ähnliches gibt es aber offenbar schon. Auch bei der Überwachung würde 

man hier neue Türen aufmachen. Bevor man ein Gesetz macht, muss man genau sagen, wie 

es konkret ausgestaltet sein soll. Uns fehlt bei dem Ganzen die Aussage, wie das Gesetz 

aussehen soll. Sobald man das weiß, kann man ein Gesetz machen. Daher halten wir diesen 

Gesetzentwurf für verfrüht. Der andere Punkt ist die Taschengeldgewährung. Wir haben im 

Ausschuss schon darüber geredet. Taschengeldgewährung wäre sinnvoll, um keine 

Abhängigkeiten zu schaffen und das Entstehen von Subkulturen zu verhindern. Allerdings gibt 

es zwei verschiedene Modelle. Die SPD-Fraktion favorisiert ein Modell, wonach das 

Taschengeld anstatt von Sozialhilfeleistungen gewährt wird. Das heißt, das Taschengeld ist der 

Sozialhilfeleistung vorrangig zu gewähren. Das ist die eine Seite. Das kann man so machen. 

Einige Bundesländer machen das so. Andere Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen und 

Schleswig-Holstein verfolgen ein anderes Konzept. Dort sagt man, die Sozialhilfe ist vorrangig, 

das Taschengeld nachrangig. Daher wird dort Taschengeld als Darlehen gewährt, bis ein 

Sozialhilfeantrag durch ist und Sozialhilfe gewährt wird. Grundsätzlich muss man die 

Überlegung anstellen, dass die Sozialhilfe das Eigentliche, das Genuine sein soll. Auch jemand, 

der nicht im Gefängnis ist, kann nur Sozialhilfe beantragen, kein Taschengeld. Daher sollte man 

hier sagen, die Sozialhilfe ist das Eigentliche. Daher kann man, wenn man Leistungen 

beantragen will, ein Darlehen beantragen. Das haben wir in einem früheren Antrag gefordert. 

Dieser Antrag ist abgelehnt worden. Wir bleiben aber unserer Linie treu und würden ein 

Darlehen bevorzugen, das mittellosen Strafgefangenen gewährt werden kann, bis der 

Sozialhilfeantrag durch ist und sie Sozialhilfe bekommen. Dann kann das ausgeglichen werden. 

Das wäre unserer Meinung nach der richtige Weg. Daher werden wir beide Gesetzesanträge 

ablehnen. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN) 


